
Was sich in Deutschland ändern muss: 

BÜROKRATIE

• Staatliche Anlauf- und Meldestellen nach dem Once-
Only Prinzip: Der BWS fordert die Einführung einer zentralen 
Anlaufstelle für Neugründungen (oder Betriebsummeldun-
gen). In dieser sollten sämtliche Meldungen digital abgege-
ben werden können und von dort aus digital an die verschie-
denen öffentlichen Stellen weiterverteilt werden.

• Staat und Verwaltung als digitale Vorreiter:  Der BWS 
fordert, die Registermodernisierung und die Einführung digi-
taler Identitäten. Dies bildet die Grundlage, um bessere Ver-
waltungsprozesse und das Once-Only Prinzip umsetzen zu 
können. 

• Genehmigungsfiktion bei Fristüberschreitung: Der BWS 
fordert die Einführung einer Genehmigungsfiktion, in deren 
Rahmen ein Antrag automatisch als bewilligt gilt, wenn be-
stimmte definierende Fristen von der Verwaltungsbehörde 
überschritten wurden und der Antrag nicht explizit abge-
lehnt wurde.

Deutschlands Wirtschaft steckt in einer tiefen Krise. Fatale politische Weichenstellungen und ein jahrelanger Reformstau 
haben unser Land an den Abgrund und in eine hausgemachte Rezession geführt. 

Die Zeit drängt: Deutschland fällt zurück, verspielt Wohlstand, Stabilität und Zukunftschancen.  

370 erfolgreiche Unternehmerinnen und Unternehmer des Bundeswirtschaftssenats, dem Who is Who des deutschen Mit-
telstandes, haben deshalb das Chancenpapier „Neustart-Deutschland“ entwickelt: Herausgekommen ist ein Fahrplan aus 
der Krise, eine Roadmap für neues Wachstums und Wohlstand in unserem Land. 

„Neustart-Deutschland“ vereint das, was unsere mittelständischen Unternehmen schon vor Generationen erfolgreich und 
zum Rückgrat unserer Wirtschaft gemacht hat:    

Kompetenz, Verantwortungsbewusstsein und unternehmerischer Tatendrang. 
 
Es ist ein Angebot an Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, wieder gemeinsam an einem Strang zu ziehen, um Deutschlands 
Wirtschaft aus der Krise und wieder ganz nach vorne zu bringen:    

NEUSTART-DEUTSCHLAND

ENERGIE

• Brückenstrompreis für den Mittelstand: Energiepolitik 
ist Standortpolitik. Der BWS fordert die Einführung eines 
temporären vergünstigten Strompreises auch für den Mittel-
stand. Jedoch sollte dieser Preis zeitlich begrenzt sein, um 
Unternehmen weiterhin dazu zu motivieren, Teil der Energie-
wende zu bleiben.

• Technologieoffenheit: WIND – Aktuell stockt der Ausbau 
der Windenergie. Der Grund: langwierige Genehmigungsver-
fahren. Der BWS fordert die Beschleunigung dieser Verfah-
ren. Flankierend sollten zudem bürokratische Vorgaben ab-
geschafft werden, die den Ausbau verzögern. SOLAR – Auch 
beim Ausbau der Solarenergie muss ein Deutschlandturbo 
umgesetzt werden, um die Ziele bis 2030 zu erreichen. WAS-
SERSTOFF – Ein Kernnetz Wasserstoff ist in Planung. Aber 
ebenso braucht Deutschland eine Importstrategie sowie ge-
nügend Kapazitäten für die Elektroylse sowie eine gute Infra-
struktur im Mobilitätsbereich. Komplementierend muss die 
Anzahl der Gaskraftwerke deutlich steigen. Hierfür müssen 
Genehmigungen und Bau priorisiert werden.
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DIGITALISIERUNG

• Digitale Verwaltung stärken: Der BWS fordert, dass das 
Onlinezugangsgesetz (OZG 2.0) unter Hochdruck umgesetzt 
wird und die 15 wichtigsten Verwaltungsdienstleistungen 
bis Ende 2024 zu digitalisieren. Ziel muss es sein, alle Unter-
nehmensdienstleistungen bis Ende 2025 nach dem Prinzip 
„digital only“ anzubieten.

• Digitale Bildung: Durch das Verschieben des Digitalpakts 
2.0 ist die Investitionssicherheit für Bildungseinrichtungen 
gefährdet. Der BWS fordert Planungssicherheit und eine 
ganzheitliche Betrachtung (nicht nur Beschaffung, sondern 
auch Instandhaltung und Support wichtig), um auch in Zu-
kunft ausreichend viele Fachkräfte bei einer immer weiter vo-
ranschreitenden Digitalisierung zu haben, ist hier langfristige 
Sicherheit wichtig.

• Stärkung der digitalen Souveränität: Damit Deutschland 
stärker am steigenden Wohlstand der Digitalisierung teilneh-
men kann, sind bessere Bedingungen notwendig. Der BWS 
fordert Investitionsanreize, wie Superabschreibungen für 
digitale Investitionen, ein digitales Fortschrittsnarrativ sowie 
die Unterstützung vorhandener Unternehmen bei der digita-
len Transformation. 

• Förderung von Start-Ups: Die deutsche Wirtschaft 
braucht eine systematische Förderung von digitaler Trans-
formation. Auch und gerade durch finanzielle Förderung von 
Start-Ups und Künstlicher Intelligenz. Die Förderung ist aus-
zubauen und zielgenauer sowie unbürokratischer zu gewähr-
leisten.

ARBEIT UND SOZIALES

• Fach- und Arbeitskräftemangel: Um den Fach- und Ar-
beitskräftemangel für den Mittelstand anzugehen, müssen 
die Potenziale bei Frauen und jungen Erwachsenen besser 
genutzt werden. Die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und 
Pflege ist stark verbesserungsfähig. Zudem haben 1,7 Millio-
nen junge Menschen in Deutschland keine Ausbildung. Der 
BWS fordert eine steuerliche Alternative zum Ehegattensplit-
ting, eine umfassende Reform des Bildungswesens und eine 
Stärkung der beruflichen Bildung vis-a-vis der universitären 
Ausbildung. 

• Sozialabgaben senken: Die Sozialversicherungsbeiträge 
übersteigen dauerhaft die einstmalige Schallmauer von 40 
Prozent. Für Beschäftigte führen immer höhere Sozialabga-
ben zu weniger Netto vom Brutto. Es ist nicht die Aufgabe 
der Unternehmen, das Versagen der Politik in diesem Bereich 
durch nicht produktivitätsgedeckte hohe Lohnabschlüsse zu 
kompensieren. Der BWS fordert umfassende Reform des 
Sozialversicherungssystems, um sicherzustellen, dass die 
Sozialabgaben die 40-Prozentschwelle nicht zu überschrei-
ten. Unternehmen würden so von geringeren Lohnzusatz-
kosten profitieren und Beschäftigte hätten mehr Netto vom 
Brutto zur Verfügung. 

WOHNUNGSBAU

• Grunderwerbssteuer senken: Die beschlossene Ein-
führung der degressiven Abschreibung für Bauvorhaben 
ist ein erster wichtiger Schritt. Um den durch die Zinswen-
de stockenden Wohnungsbau anzureizen, fordert der BWS 
die zusätzliche Absetzung oder befristete Aussetzung der 
Grunderwerbssteuer. Zusätzlich sollte über weitere Förder-
möglichkeiten für den Neubau von privat genutztem Wohn-
raum nachgedacht werden. 

• Harmonisierung der Bauordnungsvorschriften: Bauord-
nungs- und planungsrechtliche Vorschriften, die zwischen 
Bundesländern und Kommunen variieren, bedeuten einen 
erheblichen bürokratischen und planerischen Mehraufwand 
und resultieren in höheren Baukosten. Viele Projekte lassen 
sich ohne rechtlichen Beistand nicht mehr realisieren. Daher 
fordert der BWS dazu auf, endlich die verschiedenen Lan-
desbauordnungen zu harmonisieren. 

• Realistische Baustandards: Vorgaben, die das Ziel ha-
ben Neubauten energieeffizienter und damit umweltfreund-
licher zu gestalten, treiben die durchschnittlichen Baukosten 
in die Höhe. In Verbindung mit den sprunghaft gestiegenen 
Zinsen (von 1,4 Prozent im Januar 2022 auf 4,1 Prozent im 
Juli 2023) bedeutet dies, dass bezahlbarer Mietwohnungs-
bau kaum mehr realisierbar ist. Der BWS fordert, der Zins-
entwicklung Rechnung zu tragen und bei der Abwägung 
zwischen energieeffizientem Neubau und bezahlbarem 
Wohnraum, Vernunft und Augenmaß walten zu lassen. 
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STEUERN UND FINANZEN

• Steuerliche Wettbewerbsfähigkeit und Steuerbürokra-
tie senken: Steuerrechtliche Wettbewerbsnachteile zu Un-
gunsten mittelständischer Unternehmen müssen beseitigt 
werden. Der BWS fordert, dass die Steuerbelastung für Un-
ternehmen auf ein international wettbewerbsfähiges Niveau 
von 25 Prozent gesenkt wird. Ferner müssen die überborden-
den Bürokratie- und Befolgungskosten eingedämmt werden. 

• Steuerliche Investitionsanreize setzen: Der BWS for-
dert die Einführung der im Koalitionsvertrag angekündigten 
Superabschreibung für alle Investitionen. So könnten für in-
vestive Ausgaben 120 Prozent der Anschaffungskosten im 
Rahmen der Abschreibungen aufwandswirksam verwertet 
und die Abschreibungszeiträume für Investitionen verkürzt 
werden.

• Steuerliche Förderung von Eigenkapital: Ziel muss die 
korrespondierende steuerliche Behandlung von Fremdka-
pital und Eigenkapital sein. Der BWS fordert, dass fiktive 
Eigenkapitalzinsen die steuerliche Bemessungsgrundlage 
mindern. Die Maßnahme stellt eine Win-win-Situation für den 
Fiskus und den Steuerzahler dar: Die Steuerbegünstigung 
führt zu höheren Investitionen, mehr Wachstum, krisenre-
silienteren Unternehmen und attraktiveren Standortbedin-
gungen.

• Solidaritätszuschlag komplett abschaffen: Das jährliche 
Aufkommen aus dem Rest-Soli beträgt rund zwölf Milliarden 
Euro. Diese Summe wird zu Zweidritteln von 500.000 Unter-
nehmen aufgebracht, die den Soli unverändert auf die Kör-
perschaftsteuer zahlen. Der BWS fordert die vollständige 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Allein für 2023 wür-
de dies einer Entlastung von 13 Milliarden Euro entsprechen. 
Zweckmäßiger wäre es, wenn die Unternehmen diese Mittel 
für Investitionen in Forschung und Entwicklung verwenden 
könnten.

Wer ist der Bundeswirtschaftssenat?

Unser Bundeswirtschaftssenat ist das Exzellenzgremium des Bundesverbands mittelständische Wirtschaft e.V., dem Mittel-
standsverband in Deutschland. Wir sind stolz darauf, dass mit zahlreichen hidden champions und Weltmarktführern das 
„Who is Who“ des deutschen Mittelstandes aber auch herausragende Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Kultur unse-
rem Senat angehören. Unsere rund 370 Senatsmitglieder erwirtschaften einen Jahresumsatz von ca. 120 Milliarden Euro 
und tragen Verantwortung für 1,2 Millionen Beschäftigte. Wir möchten den Senat gemeinsam mit besonders ausgewählten 
herausragenden Unternehmerpersönlichkeiten zur kraftvollen Ideenschmiede des deutschen Mittelstands weiterentwickeln. 
Kraftvoll, verantwortungsbewusst und exklusiv.  

Jörg Gottlieb, etimark GmbH & Co. KG
Wolfram Strauch, anona GmbH
Dr. Michael Klinkers, nexum AG
Georg Kühl, nexum AG
Micha Erz, OMS Prüfservice GmbH 
Jörg Kieback, Kie-Tron GmbH
Oliver Betz, systec Controls Mess- und Regeltechnik GmbH
Dr. Dieter Falke, Unternehmensberatung 
Friedhelm Runge, EMKA Beschlagteile GmbH & Co. KG
Dirk Howe Siempelkamp, Giesserei GmbH & 
Siempelkamp Metallurgie GmbH
Rainer Bilgeri, TECH-PLUS-GmbH

Ferdinand Munk, Munk Group
Dr. Sandro Reinhardt, DG Nexolution eG
Jörg Zerrer, ELB – Eloxalwerk Ludwigsburg Helmut Zerrer 
GmbH
Dr. Anna Buling, ELB – Eloxalwerk Ludwigsburg Helmut 
Zerrer GmbH
Heiko Koschmieder, FEAG Sangerhausen GmbH
Jürgen Christian Schütz, BEULCO GmbH & Co. KG
Wolfgang Bartelt, GTG Gummitechnik Wolfgang Bartelt 
GmbH & Co. KG
Frank Starkowski, Orthopädie - Technik - Service aktiv 
GmbH

Fortsetzung auf der nächsten Seite

Unterschriften des Bundeswirtschaftssenats:
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Oliver Nolte, lead on GmbH
Günter Müller, ASC Technologies AG
Till H. Balser, Tiba Group Services GmbH
Prof. Dr. Reinhard Wagner, Tiba Group Services GmbH
Martin Büchs, Jopp Holding GmbH
Christian Roemlein, intelligent fluids GmbH 
Dr. Anjou Appelt, Limtronik GmbH
Johannes Kuderer, Interpneu Handelsgesellschaft mbH
Günter Bauer, LEIPZIGER Logistik & Lagerhaus GmbH    
Rainer Koppitz, KATEK SE Gruppe
Martin A. Schaletzky, Deskcenter AG
Stefan Weiß, medika Medizintechnik GmbH
Dr. Ulf Brandt, bmsr gmbh
Christian Schuster, BREMA-Holding GmbH & Co. KG
Uwe Kamann, evocenta GmbH
Prof. Dr. Jürgen Kletti, MPDV Mikrolab GmbH
Grit Westermann, PSD Bank Berlin-Brandenburg eG
Felix Hagemann, BALL Werktechnik GmbH & Co. KG
Felix Timmermann, Asteelflash Germany GmbH
Alexander Reichmann, Ahorn Camp GmbH
Lutz Kampmann, Northrop Grumman LITEF GmbH
Till Balser, Tiba Tansformation Group GmbH 
Stefan Ulrich, Simon Hegele Gesellschaft für Logistik 
und Service mbH

Christian Wohlrab, HBW Höfle & Wohlrab Bau-GmbH
Ralf Barthmann, Vitrulan Holding GmbH 
Matthias Krieger, Krieger + Schramm GmbH & Co. KG 
Thiemo Fojkar, Vorstandsvorsitzender Internationaler 
Bund e.V. (IB)
Carlo Lazzarini, PWO AG
Bert Overlack, bert.overlack GmbH
Dr. med. Michael Wey, „Frischer Wind“ e.V.
Michael Negel, MCA Investment & Technologies GmbH, 
Camkan Properties GmbH, Complementus GmbH, 
Speedlab GmbH
Andreas Kambach, AREA9 LYCEUM GmbH
Sven Thomsen, H.O. Schlüter GmbH
Thorsten Gareis, Innoproc GmbH
Dr. Dirk Karasiak, AQUAFIL Engineering GmbH
Prof. Dr. med. Christopher Poremba, Gesellschafter / 
Ärztliche Leitung Pathologie München-Nord
Johann Neubauer, Geschäftsführer und Gründer der 
Pixida GmbH
Dipl.-Ing. Kai F. Wißler, CEO, invenio AG
Hermann Meyersick, Ströer Deutsche Städte Medien 
GmbH 
Lutz Pokrandt, PharmLog
Joachim Strobel, infoteam Software AG

Der Mittelstand. BVMW e.V. vertritt im Rahmen der 
Mittelstandsallianz über 30 Verbände. Die mehr als 
300 Repräsentanten des Verbandes haben jährlich 
rund 800.000 direkte Unternehmerkontakte. Der Mit-
telstand. BVMW e.V. organisiert mehr als 2.000 Ver-
anstaltungen pro Jahr.

Kontakt
Der Mittelstand. BVMW e.V.
Bereich Politik und Volkswirtschaft
Potsdamer Straße 7, 10785 Berlin
Telefon: + 49 30 533206-0, Telefax: +49 30 533206-50
E-Mail: politik@bvmw.de; Social Media: @BVMWeV
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